
StPO aber vor, daß die Berichtigung vom Vorsitzenden 
und vom Protokollführer g e m e i n s a m  vorgenommen 
werden muß. Die Berichtigung durch einen von beiden, 
allein genügt nicht. Dies ist keine rein formale Vor- 
Schrift; sie hat ihren Grund einmal in der besonderen 
Bedeutung, die dem Protokoll im Strafprozeß der 
Deutschen Demokratischen Republik zukommt, und in 
der hierauf beruhenden eigenen Verantwortung des 
Protokollführers, der mehr als eine bloße Schreibkraft 
ist. Der andere Grund aber liegt darin, daß mit der 
Vorschrift sichergestellt wird, daß tatsächlich „offen­
bare“ Unrichtigkeiten, also Schreibfehler, berichtigt 
werden können, die dem Vorsitzenden und dem Proto­
kollführer bei der Unterschrift entgangen sind, nicht 
aber Unrichtigkeiten, die auf Hör- oder Auffassungs­
fehlem beruhen, also nicht solche Eintragungen, deren 
Inhalt Vorsitzender und Protokollführer bei der Unter­
schrift für richtig gehalten haben. Berichtigungen dieser 
Art können nur unter den Voraussetzungen des § 230 
Abs. 3 StPO vorgenommen werden.

Weiter ist darauf hinzuweisen, daß die Berichtigun­
gen nach § 230 Abs. 4 StPO im Protokoll selbst zu er­
folgen haben und nicht in Gestalt eines Aktenvermerks 
an anderer Stelle vorgenommen werden dürfen. Das 
Protokoll soll ein vollständiger Spiegel der Hauptver­
handlung sein. Wird erkannt, daß es unrichtig ist, so 
muß das aus dem Protokoll selbst entnommen werden 
können.

2. Die Entscheidung des Bezirksgerichts, die Berufung 
sei unzulässig, weil der Angeklagte auf Rechtsmittel 
verzichtet habe, war'materiell unrichtig.

Hätte das Bezirksgericht'bei dem ihm vorliegenden 
Protokoll eine (materiell) richtige Entscheidung treffen 
können?

Die Begründung des Beschlusses des Bezirksgerichts 
stimmt überein mit einer Entscheidung des Kammer­
gerichts aus dem Jahre 1953 (vgl. NJ 1953 S. 533). Dort 
heißt es: „Gemäß § 278 Abs. 1 StPO handelt es sich bei 
dem Rechtsmittelverzicht um einen nach dem Gesetz 
zulässigen Verzicht. Von diesem Recht hat die Ange­
klagte l a u t  P r o t o k o l l  d e r  H a u p t v e r h a n d ­
l u n g  Gebrauch gemacht und somit ihr Recht, Rechts­
mittel einzulegen, verbraucht.“

Soweit in dieser Entscheidung gesagt wird, daß ein 
erklärter Rechtsmittelverzicht ein später gleichwohl 
eingelegtes Rechtsmittel unzulässig macht, ist dem 
Kammergericht beizupflichten. Bedenken unterliegt 
dagegen die weitere Rechtsansicht, die Eintragung im 
Protokoll b e w e i s e  die Talsache der Verzichts­
erklärung.

Auf die große Bedeutung des Hauptverhandlungs­
protokolls in unserem Strafprozeß wurde schon oben 
hingewiesen. Das aber macht es auch erforderlich, ge­
nau zu prüfen, für welche Tatsachen das Protokoll 
beweiskräftig ist. § 229 StPO schreibt vor, was das 
Protokoll über die Hauptverhandlung enthalten muß. 
Danach muß die Tatsache, daß Rechtsmittelbelehrung 
erteilt worden ist, in das Protokoll aufgenommen 
werden. Über die Erklärungen des Angeklagten, des 
Staatsanwalts oder — z. B. im Jugendgerichtsverfahren 
— anderer Rechtsmittelberechtigter im Anschluß an die 
Rechtsmittelbelehrung schweigt das Gesetz. Damit soll 
nicht gesagt werden, daß die Aufnahme derartiger Er­
klärungen in das Hauptverhandlungsprotokoll schlecht­
hin unzulässig sei, obwohl sie — streng genommen — 
nicht mehr zur Hauptverhandlung gehören; denn diese 
schließt gemäß § 218 StPO mit der Verkündung eines 
Urteils, einer Einstellung oder einer Verweisung. (Die 
Rechtsmittelbelehrung gehört zur Urteilsverkündung — 
§ 222 Abs. 4 StPO —.) Es kann aber zunächst dahin­
gestellt bleiben, ob eine Rechtsmittelverzichtserklärung 
in das Hauptverhandlungsprotokoll gehört oder nicht. 
Ist sie einmal protokolliert, so ist sie keinesfalls wir­
kungslos. Für sie ist im § 278 Abs. 1 StPO keine be­
stimmte Form vorgeschrieben, wie das im § 281 StPO 
für die Einlegung eines Rechtsmittels geschehen ist. 
Daher sind Erklärungen, Rechtsmittel einlegen zu 
wollen, wirkungslos und aus diesem Grunde nicht in 
das Hauptverhandlungsprotokoll aufzunehmen. Wenn 
aber auch protokollierte Verzichtserklärungen — wie 
dargelegt — nicht wirkungslos sind, so kann doch aus 
der Tatsache, daß sie ins Hauptverhandlungsprotokoll 
eingegangen sind, nicht geschlossen werden, daß dann,

wenn keine Protokollberichtigung erfolgt ist, die Tat­
sache des Verzichts schon bewiesen wäre. Im § 230 
Abs. 1 und 2 StPO ist festgelegt, was durch das Proto­
koll bewiesen wird. Es sind dies einmal die Einhaltung 
der zwingenden Verfahrensvorschriften und zum zwei­
ten der Inhalt derjenigen Äußerungen der Prozeßbetei­
ligten, die für die tatsächlichen Feststellungen des 
Gerichts wesentlich waren. Zu keiner dieser beiden 
Gruppen gehört die Verzichtserklärung. Ein Vermerk 
im Protokoll über einen Rechtsmittelverzicht ist zwar 
ein wichtiges Anzeichen dafür, daß tatsächlich eine 
Verzichtserklärung abgegeben worden ist, aber grund­
sätzlich unwiderlegbar ist er nicht.

Wenn also — wie im oben geschilderten Fall — ent­
gegen dieser im Hauptverhandlungsprotokoll ausdrück­
lich festgehaltenen Verzichtserklärung rechtzeitig ein 
Rechtsmittel eingelegt wird, so hat das Rechtsmittel­
gericht zu prüfen, worauf dieser offensichtliche Wider­
spruch beruht. Ergibt es sich bereits aus der Rechts­
mittelschrift — erklärt z. B. der Rechtsmittelführer, er 
sei inzwischen anderen Sinnes geworden —, so bedarf es 
keiner weiteren Nachprüfung, da dann das Rechtsmittel 
unzulässig ist. Bieten aber die schriftlichen Äußerungen 
keinen Anhaltspunkt für eine Erklärung, so wird eine 
dienstliche Äußerung des erstinstanzlichen Gerichts bei­
zuziehen sein. Das ist richtiger, als abzuwarten, ob der 
Rechtsmittelführer von sich aus Schritte in dieser Rich­
tung unternimmt; denn abgesehen davon, daß von dem 
Gerichtsorgan unrichtig wiedergegebene Erklärungen 
eines Bürgers dem Vertrauen in die Arbeit der Justiz­
funktionäre abträglich sind, besteht die Möglichkeit 
einer unzulässigen Beeinflussung, die eine objektive 
Prüfung beeinträchtigen könnte.

3. Der Fall gibt aber Anlaß zu einer weiteren Über­
legung. Die in § 281 Abs. 1 StPO vorgesehene ein­
wöchige Frist für die Rechtsmitteleinlegung soll den 
Prozeßparteien Zeit für eine gründliche Erwägung dieser 
Frage geben. Zweck dieser Bestimmung ist es zu ver­
hindern, daß ein Angeklagter unter dem unmittelbaren 
Eindruck des verkündeten Urteils, aus Verärgerung, 
Resignation, Bestürzung oder aus sonstigen Gründen 
übereilte Erklärungen abgibt, die für ihn weittragende 
Bedeutung haben. Die Gerichte der Deutschen Demo­
kratischen Republik sind auch nicht — wie etwa die 
Gerichte der Bundesrepublik — aus „prozeßökono­
mischen“ Gründen an einem schnellen Rechtsmittel­
verzicht interessiert. In der Bundesrepublik ist ein 
solches Interesse nicht ausgeschlossen. Gemäß § 267 
Abs. 4 der dort gültigen Strafprozeßordnung ist eine 
abgekürzte Form der Urteilsbegründung bei Rechts­
mittelverzicht der zur Anfechtung Berechtigten möglich. 
Es wird in den Kommentaren zu dieser Bestimmung 
auch kein Hehl daraus gemacht, daß die Wiedereinfüh­
rung dieser Regelung aus „arbeitsökonomischein“ Er­
wägungen erfolgt ist. Es liegt auf der Hand, daß der 
„ökonomische“ Gewinn zu Lasten des Angeklagten geht. 
Eine solche Einstellung zur Rechtsfindung kann es in 
einem sozialistischen Staat nicht geben.

Die unverzügliche Durchführung der Strafverfahren 
in der Deutschem Demokratischen Republik wird nur 
durch solche Bestimmungen gewährleistet, die eine 
allumfassende Aufklärung und Prüfung des Sach­
verhalts auch im Interesse des Angeklagten sichern.

Es wird daher zu erwägen sein, ob es nicht mehr dem 
Wesen des sozialistischen Strafprozesses entspricht, die 
Rechtsmittelbelehrung überall so zu gestalten, daß der 
Angeklagte entschieden auf die Ausnutzung der ihm 
durch das Strafverfahrensrecht gesicherten Zeit ruhiger 
und gründlicher Überlegung der für ihn so außer­
ordentlich wichtigen Frage der Anerkennung des gegen 
ihn ergangenen Urteils hingewiesen wird. Das würde 
sich in der Praxis so auswirken, daß der Vorsitzende — 
wie das übrigens auch bereits bei einer nicht unerheb­
lichen Anzahl von Gerichten der Deutschen Demo­
kratischen Republik geschieht — die Aufnahme von 
Rechtsmittelverzichtserklärungen in das Hauptverhand­
lungsprotokoll ablehnt und den Angeklagten, der gleich­
wohl eine derartige Erklärung sofort abzugeben 
wünscht — etwa aus den Gründen des § 335 StPO — an 
die Geschäftsstelle verweist, bei der derartige Erklä­
rungen dann rechtswirksam abgegeben werden können.

FRITZ BUNCKENBURG, 
Richter am Obersten Gericht
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